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Am liches 


Berlin, 16. Dezember. Der König bat den Ober -Reg.⸗Rath 
8 Schmeling zu Cöslin zum Vize Präſid. der Regierung in Königs⸗ 
pera ernannt, und ee aca ler zu Freienwalde a. O. 
8 Prädikat eines k. Hoflieferanten verliehen. 
: Der Elementariehrer Joſef Scholz in Schweidnitz iſt zum Hilfs; 
lehrer am Schullehrer⸗Semimar in Peiskreiſchan ernannt, der k. Eiſen⸗ 
bahn ⸗Maſchinenmeiſter Lamfried zu Bromberg in gleicher Eigenſchaft 
nach Berlin verſetzt und mit den Funktionen eines Vorſtehers des 
ag etn Aad ee — E nasties für den Bau der 
n Berlin⸗Nordhauſen betraut worden. N . 
de i Mnwalten find ernannt worden: bei dem App ⸗Ger. Hofe in 
Cböln: die Advokaten Emil Schmitz und Dr. Gorius in Cöln; bei 
dem Landger in Aachen: der Advokat Theiſen in Aachen; bei dem 
Randger. in Cöln: die Advok. Settels und Dr. Schreiner in Cöln; 
x vem Lanoger. in Elberfeld; der Advokat Lin denſchmidt in Eiber⸗ 
eld. 
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Telegraphiſche Nachrichten. 

Wien, 15 Dezember. Die bier erſcheinende Correſpondance 
générale“, eine in diplomatiſchen Kreiſen verbreitete Korreſpondenz, 
ſchreibt in einem Entrefiet über den Miniſterwechſel in 


Serbien: 
Alle Nachrichten aus Belgrad flimmen darin überein, daß das 
neue Kabinet nicht beabſichtige, fic) von jener friedlichen, der Konſo⸗ 
üirung des Landes geweihten Politik zu entfernen, welcher das Mi⸗ 
niſterklum Marinovic den hohen Grad von Vertrauen dankte, den ihm 
die Mächte entgegenbrachten. Eine Politik der Agitation habe in 
Serbien alle Chancen verloren, ſeitdem die Entrevuen von Berlin 
un) Petersburg das Friedensbündniß der drei Kaiſerſtaaten Befeftigten. 
Bit heute Miene machte, den Frieden an der unteren Donau zu 
ſtören, hätte fic) nur der entſchiedenſten Gegnerſchaft Europas zu 
verſehen 
| London, 16 Dezember, Nach hier eingeg ngenen Meldungen 
aus Kuba haben die kabariſchen Inſurgenten in einer Stärke von 
1000 Mann einen Angriff auf Coscorro gema bt, der aber zurückge⸗ 
wieſen wurde. — Nach Berichten aus Mexiko bat der mexikaniſche 
Kongreß die Aufhebung der religiöſen Orden beſchloſſen. 

Bukareſt, 16. Dezember. In der heutigen Sitzung der Kammer 
Relite der Finanzminiſter den Antrag, Staatsgüter im Betrage von 
10 Millionen 
inmitten überwieſen. 


Dentijer Reichstag. 


? 32. Sitzung. 

- Berlin, 16: Dezember, 11 Uhr. Am Tiſche des Bundesraths 
Delbrück, Leonhardt u. A. ſpäter Fürſt Bismarck. 

N Am 12. d. Wits. hatte das Haus den Wntra; des Abg. Lasker 
Angenommen mit Rüdficht Huf die am 11. d. Mis. erfolgte Verhaf⸗ 
tung des Abg. Mafunke in Folge eines rechtskräftigen Strafurtheils 
die Geſchäſtsordnungs⸗Kommiſſion mit ſchleuniger Berichterſtalkung 
darliber zu beauftragen: 

1) ob nach Art. 31 der deutſchen Reichs verfaſſung die Verhaftung 
eines Reichstag! milgliedes auf Grund rechtskräftigen Strafuriheils 
während der Seſſion des Reichetages ohne Zuſtimmung des letztern 
verfaſſungsmäßig zuläſſia fet; 

2) ob und welche Schritte zu veranlaſſen, um Verhaftungen von 
Mitgliedern des Reichstages in Felge eines rechtskräftigen Strafur⸗ 
teils während der Geffion des Reichstages ohne Zuſtimmung deſſel⸗ 
den vorzubeugen. A 

Der angezogene Art. 31 ter Rció8verfafiung lautet: „Ohne Gee 
nehmigung des deeichstages kann fein Mitglied deſſelben während der 
Sitzungsperiode wegen einer mit Strafe bedrobten Handlung zur Un⸗ 
dterſuchung gezogen oder verhaftet werden, außer wenn es bei Aus⸗ 
übung der That oder im Laufe des näc folgenden Tages ergriffen 

Wird. Gleiche Genehmigung tft bei einer Verhaftung wegen Schulden 
erforderlich. Auf Verlangen des Reichstages wird jedes Strafverfah- 
ren gegen ein Mitglied deſſelten und jede Unterſuchungs⸗ oder Zivil⸗ 
haft für die Dauer der Sitzungsperiode aufgehoben“ 5 

Im Schooße der Kommiſſion waren vier verſchiedene Anträge 
geſlellt worden, welche entweder ganz und gar oder in einzelnen Thei⸗ 
len abgelehnt worden. Eine Mojorität von 11 Stimmen gegen eine 
fand ſich nur für die verfaſſungemäß ige Zuläſſigkeit der am 11. d. 

erfolgten Verhaftung, indem zwiſchen der Verhaftung zum Zwecke 
einer Unterſuchung und zum Zwecke der Vohſtreckung eines vet: 
kräftig gewordenen Strafurtheilsz wind unterſchieden wurde Alle 
dirigen Vorichläge: entweder den Artikel 31 der Verfaſſung dahin zu 
Andern, daß auch eine Strafvollſtreckung ſowie jede Freitbeitsſtrafe 

Aber ein Mitglied des Reichstages nur unter Zuſtimmung des Reichs⸗ 
tages während der Dauer der Seſſion verhängt werden dürfe, — 

oder die Verfaſſungsfrage vorläufig auf ſich beruhen zu laſſen und 
tm vorliegenden Fall ſowie in allen künftigen ähnlichen Fällen durch 
Dazwiſchenkunft des Reichs anzlers bei den Landesreyierungen Ab⸗ 
fe zu ſchaffen, fo daß der Reichs tag über die Thunlichkeit der Straf- 
. zuvor gehört werden muß, — alle dieſe in verſchiedene 
Formen gekleideten Anträge wurgen abgelehnt. Die der letztern Fate 

Jorie, angehbrenden wurden dadurch motivirt, daß eine Enſcheidung 
Der höchſten gerichtlichen Inſtanz über die dem Abg. Mojunte zuſte⸗ 

bende Beſchwerde noch nicht erfolgt iſt. : 

Der Referent Abd Har nie r analyfirt_diefe verſchiedenen Unc 
I blige, durch welche die Kommifſton die an fie gerichteten Fragen zu 
"Beantworten verſucht hat, oßzne ſich einen derſelben anzueignen und 
em Haufe zur Annahme empfehlen zu können. Auf die Mittheilung 
[bres Wortlautes dürfen wir um fo eher verzichten, als fie heute im 
de ae zum Theil wieder eingebracht werden. Es beantragen 
) Abg. Becker: Yu Erwägung, daß das Bedürfniß die Frage 

der Zuläſſiskeit der Strafvollſtreckung gegen ein Mitglied des Reichs⸗ 
+s Raped während der Dauer der Reichslagsſeſſion geſetzlich zu regeln, 
| wWerindgig bei der Berathung der Strafprozeßordnung feine Erwä⸗ 
gang finden wird, acht der Reichstag über die in dem Antrage des 
* bg Lasker gould Fragen zur Tagesordnung über. 

„ 2), Abg. Sonnemann: Der Reiche tan wolle beſchließen 1) die 
\ > Batta fuma des Abg. Dojunte aus der über hn verhängten Haft für 
die Dauer der gegenwärtigen Sitzungsperiode zu verlangen; 
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(Erſcheint täglich drei Mal.) 


thige zu peranlaſſen. d 

3) Abg. Windthorfi: Der Reichstag wolle beſchließen, den 
Reichskanzler En an daß das während der gegenwärtigen Reichs⸗ 
tagſeſſion verhaftete Mitglied des Reichstages Majunke während der 
Dauer der Seſſton aus der pelt entlaſſen werde 

4) Abg. Banks: Der Reichstag wolle beſchließen, dem nachſol⸗ 
genden Geſetz entwurf feine Zuſtimmung zu geben: Geſeßz, betreffend 
die Abänderung des Art. 31 der 58 Verſaſſang⸗ Einziger Para⸗ 

raph: im 3. Abſatz des Artikel 31 der Verfaſſung des deutſchen Rei⸗ 

thes hinter dem Worte „Sera fverfabren“ cinaufilgen: fo wie jede 
Strafvollſtreckung, fo daß der 3. Abſatz des Art. 31 folzender maßen 
lantet,: Auf Verlangen des Reichstages wird jeres Strafverfahren fo 
wie jede Strafvollſtreckung gegen ein Mitglied deſſelben und jede 
RR oder Civühaft für die Dauer der Sitzungsperiode 
anfgehobe g.“ 

5) Abg. Hoffmann: Der Reichstag wolle beſchließen, dem 
Abſatz 1 des Art. 31 der deutſchen Neichgverfaſſung folgende Faſſung 
zu geben: Ohne Genehmigung des Neichstages kann kein Mitglied 
deſſelben während der Sitzungsperiode verhaftet oder wegen einer mit 
Strafe bedrohten Handlung zur Unterſuchung gezogen werden, außer 
8 De! e der That oder im Laufe des nächſtfolgenden 

ages ergriffen wird. ‘ 

Präſident v. Forckenbeck: Das Haus bifindet. fih dieſen An⸗ 
trägen gegenüber in ciner eigenthümlichen Lage. Die Anträge Becker, 
Sonnemann und Windtborſt find ais Abänderungsanträge zu dem 
Kommiſſionsbericht geſtellt und über ihre Behandlung als ſolche kann 
in Beziehung auf die Geſchäſtsordnung kein Zweifel fein. Dagegen 
enthalten die Anträge Banks und Hoffmann, wenn fie auch durch den 
Kommiſſtonsbericht bervorgerufen fino, doch Geſetzentwü fe von einer 
weit tragenden Bedeutung, DA fie eine Abänderung der Verfaſſung in: 
volviren. Sie lönnen daher in der bentizen Sigung nicht erledigt 
werden, da nach den ks 36, 17, 18 und 20 der Geſchäftsordnung bet 
allen Anträgen, welcke einen Gefetzesvorſchlag enthalten, eine drei ⸗ 
malige Leſung und Berathung ftarifinden muß. Auch die erſte Be 
rathung dieſer Anträge könnte eigentlich und ſtrikte genommen nur 
erfolgen, wenn dieſelden zuvor gedruckt vor eleten haben und die in 
§ 20 vorgeſchriebene Friſt bis zur erſten Berathung abgelaufen if. 
Die Anträge find aber, wie nicht Beftritten werden kann, durch den 
Bericht der Geſchäftsordnungskommiſſion hervorgerufen, und wenn 
daher Niemand im Hau’e mideripricht, fo würde ich vorſchlagen, beute 
cme die erfte Berathung derſelben jedoch nur diefe, zuzu⸗ 
laſſen. 4 > 
Abd v. Rardorff: Ich ertzebe Widerſpruch. AE 
Abg. Lasker iſt inder Hefhäfispranungsirage mildem Präſidenten 
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un deten FO, in Die Form einer Reſolution kleiden. 

Abg. b. Hoverbeck: Die Kommiffion war in jedem Falle be⸗ 
rechtigt, einen Antrag zu flellen, der eine Abänderung der Verfaſſung 
enthält, und wenn dieſelbe zu einem ſolchen Beſchluß leider nicht gee 
kommen ift, fo muß es unzweifelhaft auch jedem Mitgliede des Hau⸗ 
ſes geftattet fein, einen derartigen Antrag zu ſtellen. Der Vorſicht 
halber indeß und um in jedem Falle die erſte Lefung dieſer Anträge 
ſicher zu ſtellen, keantrage ich, dem Rathe des Abg. Lasker folgend, 
cine Reſolution, dahin lautend: Der Reichstag wolle beſchließen, 
zu erklären: „Behufs Aufrechterhaltung der Würde des Reichstages 
iſt es nothwendig, im Wege der Deklaratſon reſp. Abänderung der 
Reichs verfaſſung die Möglichkeit auszuſchließen, daß ein Abgeoroneter 
während der Dauer der Sitzungsperiode ohne Genehmigung des Reichs⸗ 
tages verhaftet werde.“ 4 : ; 

Abg. Banks erklärt gleichfalls, feinen Antrag, dahin abändern 
zu wollen, daß die Eingangsworte auten: Der Reichstag wolle bes 
ſchließen, den Reichskanzler aufzufordern, den folgenden Geſetzentwurf 
zu erlaſſen u. ſ. w. ; 3 

Aba. Hoffmann zieht feinen Antrag zurück. : 

Präſident v. Forckenbeck bemerkt, daß, da fimmnilide Ans 
träge nicht gedruckt vorliegen, nach der Geſchäftsordnung eine noch⸗ 
malige Abstimmung über dieſelben nothwendig fet. Den Antrag 
Lasker erachte er durch den Bericht der Kommi ſion für formell 
erledigt und der Abgeordnete Lasker könne daher für die heutige 
Wie als Antragſteller nicht mehr zum Schluſſe das Wort er⸗ 

alten. 
Abg. Becker (Olcenbura): In dieſer Frage handelt es ſich we: 
niger um das, was Rechtens ift, als vielmehr um das, was Red: 
tens fein ſoll: es ift deshalb nicht erwünſcht, die Frage einfach mit 
Ja oder Nein zu beantworten. Die Frage, wann eine Haft, die ſchon 
erkannt if, vollſireckt werden fol, if lediglich eine Frage der Juſtiz⸗ 
verwaltung und geht die Gerichte nichts an, wenn wir alſo in die 
Vollſtreckung dieſer Haft eingreifen, ſo greifen wir nicht in die Rechts⸗ 
pflege cin. ſondern nur in die Juſlizverwaltung. Ebenfo wie dieſe bes 
rechtiat iff, aus gewiſſen Gründen. 4. B aus Geſchäfts⸗, Familiens 
oder Geſundheitszrückſichten die Strofvollſtreckung auszuſetzen, ſollte 
doch bie Eigenſchaft als Mitglied des Reichstages auch ein Grund 
fein, welcher eine Ausſetzung der Strafpollſtreckung während des Bu: 
ſammenſeins des Reichstages zuläßt. Es iſt aber beſſer, die Frage 
einer kühleren, ſorgfältigen Erwägung zu überlaſſen, beſonders da 
dann auch noch andere Punkte zur Sprache kommen müßten, wenn die 
Sache einmal einer geſetzlichen Regelung unterworfen werden folte, 
denn außer den Zivil- und Strafbaften giebt es noch andere Arten 
der Haft. Wenn einer von den anderen Anträgen angenommen wer⸗ 
den ſollte, fo tft es zweifelhaft, ob wir Gebör finden, bei der Be⸗ 
rathung der Juſtizgeſetze können wir die Sache regeln und da können 
und müſſen wir Gehör finden. ; 

Abg. Windthorſt: Als der Antrag des Abg. Lasker am Sonn⸗ 
abend eingebracht wurde, war das Haus faſt einſtimmig; heute quot 
capita, tot sensus, indem man ganz außerordentlich gründlich bemüht 
geweſen iſt, ein nothwendiges Recht des Reichstages in Zweifel zu 
sieben.‘ Der Fall des Abg. Majunke hat den Anlaß gegeben zu der 
ganzen Frage. Wenn der geeichstag in dieſem erſien Fall feine Mei⸗ 
nung erklärt und die Herausgabe verlangt hätte, ſo würde dadurch 
ein für allemal ein 5 geſchaffen ſein. Wenn vor Eröffnung 
des Reichstages die Haft begonnen hätte, fo hätte angeſichts des Laren 
Wortlautes der Verfaſſung nichts geſchehen können. Der 185 Ma⸗ 
junte iſt aber erſt nach der Eröffnung des Reichstages in Haft ge: 
bracht, nachdem er lange Zeit an den Verhandlungen deſſelben Theil 
genommen hatte. Der Angeklagte iſt auch vorher in keiner Weiſe be⸗ 
nachrichtigt worden, er wurde einfach auf die Stadtvoigtei beſchieden 
und dort ſofort verhaftet; es wurde ihm nur geſtattet in Begleitung 
eines Schutzmannes nach Haufe zu schen, um das Redaktionsperſoral 
feiner Zeitung zu benachrichtigen und ſich mit Wäſche und Büchern zu 
verſehen. Eine ſolche Verhafiung kann ſich der Reichstag nicht gefal⸗ 
len laſſen und kann darüber nicht zur Tagesordnung übergehen, ohne 


2) den ! dadurch feine Würde verletzt zu ſehen. Sehr wahr!) Nach dem An: 
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Volke nicht begriffen werden, und auswärts nochvielweniger. (Sehr 
wahr!) Ich bin der Meinung, daß der Art. 31, wenn er nicht eine Tau⸗ 
toiogie enthalten ſoll, beſtimmt, jede Verhaftung ohne Genehmigung 
des Hauſes, if während der Sitzungszeit unzuläſſig. Denn dadurch 
würde ja der Abgeordnete gleichſam aus dem Beſitz des Hauſes heraus⸗ 
eder etwas anderes iſt es, wenn der Reichstag eines feiner 
Mitglieder aus den Händen des Gerichtes herausholen wollte. Man 
iſt nun auf die Entſtehungsgeſchichte zurückgegangen, und bat von 
den verſchiedenen Motiven der Redner zu dieſem Artikel 31 geſprochen. 
Welche Motive die Regierungen gehabt haben, iſt gar nicht einmal zu 
agen. Aber wenn man bei Familien⸗ und Gefundheitsrückſichten eine 
Ausſetzung der Stratha,t für zweckmäßig hält, fo if daſſelbe Bedürf⸗ 
nif bier wohl ebenfo vorhanden. Da die liberalen Parteien in dieſer 
Sache in dankenswerther Weiſe die Initiative ergriffen hatten, fo 
bitte ich fie gern darin gelaſſen; der Why. Becker aber will die Sache 
der Kriminalprozeßordnung überlaſſen, die jedenfalls noch eine geraume 
Zeit auf ſich warten laffen wird, denn ich glaube, daß ſie erſt nach 
brei Jahren ungefähr zur vollen Anwendung kommen wird. Ich bin 
deshalb der Meinung, Po, wir meinen Antrag mixlióft einſtimmig 
armehmen müſſen, um ein Präjudiz zu ſchoffen; für den Antrag kann 
Jedermann ſtimmen, welche Anſicht er auch von dem Artitel 31 hat; 
der Antrag Becker tft wieder nur eine ſpaniſche Wand hinter der ſich 
die liveralen Parteien zurückziehen wollen. Ich glaube aber es giebt fur 
dieſen Fall cin Präſedenz. Der Abgeord. Labknecht kam währen» des 
Reichstags hierber, ohne behelligt zu werden; nach dem Schluß des 
Reichstags ging er nach Sachſen zurück und wurde verhaftet. Ich 
nehme nun ar, man hat die Verhaftung unter aſſen, entweder weil man 
fie für umuläffiia hielt, oder weil man die Beteiligung an den Ge: 
ſchäften des Reichstages für eben fo wichtig bielt, als die Geſchäfte, 
wegen deren die Strafvollſtreckang ausgeſetzt werden kann. Ich be⸗ 
klage nur, daß die Reichsregierung nicht in der Lage war, unſere 
Dikuſſion dadurch abzukürzen, daß fie den Abgeordneten Mojunte 
aus der Haft entließ. Da es ſich bier nur um eine Maßregel der 
Juſtizverwaltung handelt, und der Juſtizminiſter wohl in der Lage 
war zu fagen: „der Mann muß bis zum Schluß des Reichstages be⸗ 
urlaudt werden.“ Wäre das beſchehen, fo wäre die heutige Erör⸗ 
terung erſpart worden und beſonders wäre das Schauſpiel vermſeden, 
daß er um fo wichtigen Angelegenheit eine ſolche Bluth von Anträ⸗ 
gen erſcheint. 0 

„Bundesbevollmächtigter Dr. Leonhardt: gch werde mich auf 
einige thatſächliche Berichtigungen beſchränken. Der Herr Vorredner 
wirft einen leiſen Vorwurf weniaſtens auf die Gerichte, indem er fagt, 
Herr Viajante fei außerordenllich eilig eingeſperrt worden, ohne daß 
er gewußt hätte, mermegen. Die Side liegt aber einſach for Das 
rechtskräftige Urtheil erging unterm 23. September 1874. Dieſes Er⸗ 
keuntniß dritter Jaſtam ging dem Stadtgericht am 29. September zu. 
Dieſes verfügte am 6. Oktoker die Bebändigung des Erkenntniſſes an 
den Angeklagten und den Erlaß einer Aufforderung an denſelben zum 
Antritt der Strafe innerhalb acht Tagen. Darauf wurde berichtet: 
Der Adreſſat iſt nach der Ausiage des Direktors Eirund auf unbe⸗ 
ſtimmte Zeit verreiſt; Aufenthaltsort unbekannt. Defe Erklärun 
eines wie es ſcheint den Verhältniſſen naheſtezenden Mannes tft d 
immer etwas bedenklich. Dann iſt weiter verfügt, daß das Erkenntni 
durch den Gerichtsboten an einen Hausgenoſſen des Angeklagten be⸗ 
händigt werde und daſſelbe iſt darauf am 22. Oktober dem Ange⸗ 
klagten durch Anbeften an die Thür feiner Wohnung vorſchriftsmäßig 
behändigt Am 30. Oktober ift die Verhaftung verfügt. Ich glaude 
doch, daß Niemand mit Grund behaupten kann, daß gegen Her rn 
Majunke mit beſonderer Eile verfahren wäre oder daß er nicht gewußt 
hätte, daß feine Verhaftung bevorſtebe, oder daß er nicht ſeine Ein⸗ 
richtungen in dieſer Beziehung bätte treffen lönnen. Zweitens tit es 
dem Herrn Abg. Windthborſt nicht recht erklärlich erſchienen, daß die 
Verbaſtung erſt zu einem verhältnißmäßig ſpäten Zeitpunkte einge⸗ 
treten ſei. Das Kammergericht habe am 18. November heſchloſſen, daß 
die Verhaftung zuläſſig ſei. Das iſt nun ganz richtig. Da es ſich hier 
um eine an und für ſich eilige Sache nicht gehandelt bat, fo werden 
mehrere Tage hingegangen fein, bis die Sache an das Staktgericht 
gekommen und von dieſem weitere Verfügung erlaſſen iſt. Dieſe theilte 
das Kammergericht unterm 26. November dem Staatganwalt zur 
Aenferung mit, welcher ſich dahin äußerte, pag feiner Meinung nad 
der Berbaftuna nichts entgegenftehe, — und fo if unterm 9. De ember 
tas Polizeipräſidium requi irt, die Verhaftung vorzunehmen. Alſo auch 
in dieſer Richtung liegt irgend ein Bedenken nicht vor. 

Ferner darf ich wobl noch einen Punkt anſchließen, den der Herr 
Vorredner berührt hat und welcher den preußiſchen Juſtizminfger be 
trifft. Ich glaube, daß der Herr Abg. Windthorft nicht ſowohl unbes 
kannt if mit den Reſkripten des preußiſchen Staates, wie mit den 
Geſetzen. Denn näre er mit dieſen Gefegen bertrant, fo würde er 
nicht haben bebaupten können, daß die Strafvollſtreckung in den alten 
Provinzen der Monarchie Sache der Juſtizverwaſtung fet; fie iſt viele 
mehr Sache der Gerichte. In Hannover, der Rheinprovinz und an⸗ 
deren Provinzen des preußiſchen Staates iſt die Straſvollſtreckung 
Sache der Verwaltung, aber nicht in den alten Provinzen. § 536 der 
Kriminalordnung, welcher noch in voller Gültigkeit beftebt, befitmmt, 
daß die Gerichte die unverzügliche Vollſtreckung der rechte kräftigen Er⸗ 
kenntniſſe anzuordnen haben und der Staatsanwalt hat nur die ganz 
allgemeine Befugniß, Anträge wegen der Straſvollſtreckung zu ſſellen 
Dieſer Antrag iſt ganz unweſentlich, und wie jeder preuß. ſche Juriſt 
weiß, vollſtrecken die Gerichte täglich aus ſich heraus von Amtswegen 
Urtheile obne alle Rückſicht auf die Anträge der Staatsanwallſchaft. 
Wenn aber die Strafvollſtreckung in den alten Provinzen Sache der 
Gerichte ift, dann iſt der Jufiuminifier nicht berechtigt, fic einzumiſchen. 
Er hat in dieſer Beziehung die Unabhängigkeit der Gerichte zu wahren. 
Und in dieſem Haufe, wo noch die glänzenden Expeltorationen über die 
Unabhängigkeit der Gerichte widerhallen, da iſt eine ſolche Behauptung, 
glaube ich, nicht gerechtfertigt, wenn man nicht eben davon ausgehen 
will: ſie beruhe auf einer Unfenntniß der Geſetze Ich meinerſeils als preu 
ßiſcher Juſtizminiſter habe nicht den mindeſten Einfluß auf die Vollſtreckung 
der Strafe, inſoweit es ſich um Rechtsgrundſätze handelt. Ich würde 
einen Eingriff in die Unabhängigkeit der Gerichte nur er: auben, wenn 
ich, wäre ich auch vollkommen überzeugt von der Unrichtigkeit der 
kammergerchtlichen Entſcheidung, dem Kammer⸗ oder dem Stadtge⸗ 
richte ſagte: ihr vollſtreckt die Strafe nicht weiter! Ich kann nur 
ausnahméweiſe, aus befonderen Gründen in die Strafvollſtreckung 
mich einmiſchen. (Hört! Hört!) Aber das kann ich nur im Wege der 
Gnade auf Anſuchen des Angeſchuldigten und din in dieſer Hinſicht 
nicht beſchränkt. Ich brauche nicht zu fordern, daß perſönliche Gründe 
vorliegen, auch öffentliche Verhältniſſe berechtigen mich dam, die 
Strafvollſtreckung ausmſetzen. Hat aber Herr Majunke ein ſolches 
Geſuch eingereicht? Meine Akten wiſſen nichts davon, und ich glaube. 
er wird es auch ſicher nicht thun, denn er ftreitet um Prinzipien und 
wird ſich nicht einem Gnadenakt ſeitens der Juſtizverwaltung unter 
worfen. — Ich zweifle deshalb auch ſehr, ob Ihre weiteren etwaigen 


Beſchlüſſe weiter führen, und wenn Herr Majunke nicht aus dem Ge- 
Selen heraus will, dann iſt der Juſtizminiſter völlig lahm gelegt. 
(Heiterkeit). Dann kann er dem Herrn Majunke gegenüber fagen: 
cedo majori; und daß einſtweilen derartige ungerechlfertigte, auf Uns 
fenntnig des Rechts beruhende Vorwürfe, die dem Juſtizminiſter ge 
macht werden, abzuwehren ſind. : En 
Abg. Banks: Wenn der preußiſche Juſtizminiſter ausgeführt 
hat, er habe nicht das Recht, die Unterbrechung der Strafvollzieh ung 
verfügen, ſo habe ich darüber, da ich nicht preußiſcher Juriſt bin, 
kein Urtheil, ich habe aber von Richtern, welche im preußiſchen Staats⸗ 
Dienſte ergraut find, gehört, daß die Strafspollſtreckung Sache der 
Juli verwaltung ift, und ſich dabei die Proxis gebildet hat, daß 
Die Gerichte erſter Inſtanz nach eigenem Ermeſſen die Strafvoll⸗ 
ſtreckung auf 4 Wochen, die zweite Inftanz dieſelbe auf 6 Monate und 
der Juſtizminiſter fie auf noch längere Zeit aufſchieben kann. Der 
Zuftizminifter hat ſodann erklärt, in dem ganzen Vorgange liege nichts 
Auffälliges, da die Ausführung der Erfeuntnijie Sache der Gerichte 
ſei. Aber im vorliegenden Falle iſt ja die Initiative gar nicht vom 
Stadtgericht, ſondern von der Staatsanwaltſchaft ausgegangen. (Hört! 
links) Mag das auch nicht illegal fein, fo iſt es doch wenigſtens un⸗ 
genera, Der Richter erſter Inſtanz hat die Verhaftung des Abg. 
ajunte abgelehnt, aber der Staatsanwalt hat ſich dabei nicht be⸗ 
zubigt, ſondern ein Rechtsmittel gegen den Beſchluß eingelegt und 
ſeinen Richter gefunden. (Hört! links.) Wir haben aber auch keine 
Aufklärung darüber, weshalb das Stadtgericht den Wink des Kammer⸗ 
gerichts, daß vielleicht andere Umftände die Verhaftung nicht thunlich 
erſcheinen ließen, nicht beachtet hat. Es wirft das ein ſehr bedenk⸗ 
liches Licht auf das ganze Verfahren, welches das Gefühl des Hauſes 
vollſtändig rechtfertigt, daß hier eine Verletzung der einem Volksver⸗ 
treter gebührenden Achtung vorliegt, und dieſem Gefühl gab auch der 
mit Einſlimmigkeit an die Geſchäf sord nunge⸗Kommiſſion überwiefene 
Antrag Lasker Ausdruck. Schon aus dieſem Grunde erſcheint mir die 
Refolution des Abg. Becker unannehmbar. Mit dem Abg. Windthorſt 
ſtimme ich im Reſultat überein, kann ſeinen Ausführungen aber nicht 
beitreten: im Gegenſatz zu Herrn Becker, der die Frage nur vom 
jariſtiſchen Standpunkt beurtheilt wiſſen und deshalb die Entſcheidung 
heute ausſctzen will, läßt ſich Herr Windtgorſt nur von politiſchen Ge⸗ 
tspunkten leiten und macht der Geſchäftsordnungs⸗Kommiſſion den 
orwurf, daß fte dieſe nicht berückſichtigt habe. Beide Anſichten find, 
wie alle extremen, unrichtig, die Wahrheit liegt in der Mitte, und eben 
weil hier politiſche Erwäzungen mit rechtlichen konkurriren, kann 
ich die Frage nicht der Entſcheidung einer Kommiſſion von Fach⸗ 
juriſten überlaſſen, welche die Kriminalprozeßordnung zu berathen 
haben wird. Die theoretiſchen Bedenken gegen eine Erweiterung des 
Art. 31 kommen in der Wirklichkeit nicht in Betracht man müßte denn 
die Befürchtung hegen, daß lauter Spitzbuben in den Reichstag ge⸗ 
wählt werden könnten, welche ſich hinter der Würde des Reichstags⸗ 
abgeordneten berficden werden, um ſich der Beſtrafung zu entziehen 
und während der Seſſion die Flucht ergreifen (Heiterkeit) Mein An⸗ 
trag bezweckt, den Beſtand des Hauſes aufrecht zu erhalten, der nicht 
eſchmälert werden darf durch Ausführung von Erfenntniffen. Wir 
finden uns damit ſchon auf einem bedenklichen Wege. Bei Eröffnung 
der Frühjahrsſeſſion ſaßen zwei Mitglieder dieſes Hauſes im Geſäng⸗ 
nig, beim Beginne diefer Seſſion war ihre Zahl bereits auf vier ges 
ſtiegen, über einem fünften Mitgliede ſchwebte bereits damals das in⸗ 
zwiſchen eingetretene Geſchick. Geht das in dieſer Progreſſion cres- 
cendo weiter (große Heiterkeit) fo weiß ich nicht, wohin wir noch tom: 
men werden. Die Frage ift daher für mich eine eminent politiſche, 
denn fie gipfelt darin, ob Verurtheilungen wegen politiicher Vergehen 
— um andere hat es fic) bie her nicht gehandelt — geeignet fein follen, 
den Beſtand des Hauſes zu verringern. Aus dieſem Grunde halte ich 
einen möglichſt einſtimmigen Beſchluß des Hauſes für wünſchenswerth, 
fürchte aber, daß der Antrag Windthorſt dieſes Reſultat nicht haben 
wird. Sollte er wirklich eine Heine Mojorität für die von ibm ver⸗ 
ſuchte Interpretation gewinnen, ſo würde ſie doch immer in Konflikt 
mit anderen ſehr wohl begründeten juriſtiſchen Anſichten bleiben ünd 
ſchwerlich dauernd auf Majorität rechnen lönnen. Wir miiffen klar 
und deutlich ſprechen: wir wollen cine Aenderung der Verfoffung, da⸗ 
mit Derartiges nicht mehr vorkomme. Die verbündet en Regierungen 
werden ſich derſelben mit Erfolg nicht miverfegen können, wenn er 
Durch eine große Mehrbeit den nöthigen Nachdruck findet. Ich erſuche 
2 cop] um Annahme meines Antrages und der Refolution 
derbe 
Bundesbevollmächtigter Dr. Leonhardt: Ich muß den Vorreruer 
thatſächlich berichtigen. Ich habe nicht geſagt, der preußiſche Juſtiz⸗ 
mimſter kann die Strafvollftr.dung nicht aufſchieben, ſondern ausge⸗ 
führt: ibm ſteht bei der Strafvollſtreckung eine Rechtsprüfang in den 
alten Provinzen nicht zu. Das Reſkript, mit dem andere juriſtiſche 
Mitglieder mich noch belehren ſollten, entbält eben nur die Beſtim⸗ 
- mung, daß dem Juſtizminiſter die Befugniß beiwohut, bei beſonderen 
Verhältaiſſen im Wege der Gnade einen Auſſchub der Strafvoll⸗ 
ſtreckung zu gewähren. Der Vorredner bat dann die Verhaftung des 
Abg. Wo} ante auf die Initiative des Staatsanwalts zurückzeführt, 
auch das ijt unrichtig. Das Stadtgericht hatte bereits am 6. Oktober 
aus eigenem Antriebe die Verhaftung beſchloſſen, und erſt ſpäter ging 
es in Folge anderer Erwägungen von dieſem Beſchluſſe b, Darüber 
bat ſich der Staatsanwalt beſchwert. Sie fragen: Wie kam er dazu? 
Er drängte ſich nicht auf, ſondern der Beſchluß wurde ihm zur Kennt⸗ 
brenn mitgetheilt, dann war er berechtigt, darüber Beſchwerde zu 
ren und das Kammergericht hat ihm darin Recht gegeben. Ich 
wende mich noch in der Kürze zu den vorliegenden Anträgen. Ich 
glaube, daß ich als Bevollmächtigter zum Bundes rathe bei Re o'utlo⸗ 
nen welche in das der corte ert des Reichs eingreifen, nicht in der 
Lage bin, mich darüber fofort zu erklären. Es wäre das überaus über⸗ 
eilt. (Zuſtimmung.) Nach meiner perfóntiben Meinung wird der ge⸗ 
ſetzgeberiſche Gedanke des Art, 31 der Verfaſſung durch die Reſolu⸗ 
tionen Windthorſt und Sonnemann vollkommen beſeitigt. Der 
weck des Artikels iſt, tendenzlöſe Verfolgungen abzuſchneiden. 
eſe Anſicht wird von allen bedeutenden Staatsrechtslehrern, von 
» Mohl, v. Rinne, Schulze in Breslau, Zachariae u. f. w. getheilt. 
Iſt jemals im parlamentariihen Rechte ein ähnlicher Gedanke, 
wie er in dieſen Reſolutionen liegt, ausgeſprochen worden? Im 
Frankfurter Parlamente ſicherlich nicht, dort war der beſchränkende 
Sinn des Art. 31 noch präziſer ausgedrückt. Das engliſche Ber- 
faſſungsrecht geht lange nicht ſo weit, wie der Art. 31. und wenn ich 
bedenke, welche Kolliſion er ſchon jetzt zwiſchen der Befugniß des 
Volksvertreters und der Juftiz hervorruft, fo würde ich mir eine Er⸗ 
weiterung deſſelben doch ſehr überlegen. Ich glaube, dazu ift jetzt die 
Zeit nicht angethan. Ob der Reichskanzler in der einen Reſolution 
erſucht, in der anderen ne e wird, die Entlaſſung des Herrn 
Majunle zu veranlaſſen, iſt am Ende gleichgiltig. Ob er der Auffor⸗ 
derung nahe kommen wird, das weiß ich nicht, ich habe darüber mit 
ihm noch keine Rückſprache genommen. (Heiterkeit. Fürſt Bismarck 
bat inzwiſchen neben dem Redner Platz genommen) Aber der Reichs⸗ 
kanzler kommt gar nicht in die Lage, direkt thätig zu fein, er muß 
wieder den preußiſchen Juſtizminiſter erſ chen, und ich kann nicht 
ſagen, was er denkt und thun wird. (Große Heiterkeit.) Etwas An⸗ 
dived iſt es ja, wenn dieſes hohe Haus die Siſtirung des Strafver⸗ 
fahrens gegen einen Abgeordneten beſchließt, da verfügt der Juſtiz⸗ 
miniſter telegraphiſch die Unfidiebung. Hier wird er aber die Sache 
erft überſehen wollen, und da wird er zweifellos finden, daß das 
Kammergericht ganz richtig geurtheilt kat, denn die dagegen aus Al. 1 
des Axt. 31 geltend gemachten Bedenken fino hinfällig, dieſer Abſatz 
wird in feiner Bedeutung durch Abſatz 3 hinreichend erläutert, wonach 
nie die Strafvolftredung aufgehalten werden kann, wenn man nicht 
in die Unabhängigkeit dez Richteramts eingreifen will. Ein Gnaden; 
geſuch des Herrn Majunke liegt mir nicht vor. Nun iſt vielleicht der 
Juſtuminiſter nicht fo ſtreng daran gebunden, das Geſuch kann viel⸗ 
leicht nicht nur von dem Verurtheilten, ſondern auch von Dritten 
ausgehen, und wenn der Reichetag den Wunſch zu erkennen giebt, den 
Mann zu entlaſſen, ſo iſt er vielleicht formell im Recht, das zu thun, 
aber er möchte doch erſt erfahren, ob Sie das als Gnade von ihm 
eder als Shr Recht verlangen. Alles dies muß der Inſtizminiſter im 
Falle der Annahme einer folden Reſolution erwägen, und wenn 
Ihnen das Refultat feiner Erwägungen nicht gefallen ſollte, fo ſeien 


Sie darüber nicht unwillig, er hat gewiß den Wunſch, dem Reichs⸗ 
kanzler entgegenzukommen. Wenn Sie den Abſatz 1 des Art 31 ohne 
Berückſichtigung feines dritten Alineas auslegen, fo auslegen, daß 
bauch die Verhaftung eines Mitgliedes zum Zwecke der Strafvoll⸗ 
ſtreckung während der Seſſion nicht zuläſſig iſt, ſo dürfen Sie auch 
jeden Augenblick die Entlafung der bereits vor dem Beginne der 
Seſſion in Strafhaft befindlichen Mitglieder fordern (fehr richtig!) und 
da erſcheint denn Ihr am Anfange der Seſſion eingeſchlagenes Ver⸗ 
fahren von einer eigenthumlichen Konſequenz. (Sehr gutil rechis.) 

bg. Sonnemann: Ich habe die verfaſſungsmäßigen Beden ⸗ 
ken einzelner Mitglieder des Hauſes gegen einen Antrag wie der mei⸗ 
nige ſtets nur als eine Folge mangelhafter Deklaration der Verfaſ⸗ 
fung auffaſſen können und mir nie denken können, daß die norddeut⸗ 
ſche Bundesverfaſſung im Jahre 1867 in Bezug auf den Schutz der 
Reichstagsmitglieder hat zurückgehen wollen, hinter die Beſtimmungen 
der meiften deutſchen Einzelverfaſſungen, welche in ganz beſtimmten 
unzweideutigen Worten den geſetzgebenden Verſammlungen das Recht 
ver leihen, die Herausgabe verbafteter Mitglieder zu verlangen Die 
bairiſche, ſächüſche, würtembergiſche, badiſche, heſſiſche und die frühere 
hannöverſche Verfaſſung gewähren dieſes Recht. (ES ¡ft dies gewiſſer⸗ 
maßen ein natürliches Recht, wie es auch Jedermann im Hauſe ge⸗ 
füblt hat. als die Nachricht kam, daß der Aba. Majunke verhaftet fer. 
Eine geſetzgebende Verſammlung kann gar nicht in ihren Verhandlun⸗ 
gen und Berathungen mit Sicherheit fortfahren, wenn es ihr paſſtren 
kann, daß ein Berichterſtatter über ein Geſctz an demſelben Morgen, 
wo das Geſetz berathen werden fol, plötzlich verhaftet wird. Ein fol 
cher offenbarer Rückſchritt in unſerem öffentlichen Recht gegen alle die 
genannten kleineren Verfaſſungen kann unmöglich die Abſicht der 
Antragſteller zu Art 31 der Verfaſſung im Jahre 1867, und ebenfo 
wenig die Abſicht des allerdings unklar gehaltenen Artikel 84 der preu⸗ 


ßiſchen . fein. Präzedenzfälle liegen nun für den heute 
vorliegenden tall nicht vor, und es iff daher der Reichstag voll⸗ 
kommen im Stande, durch feine Entſcheidung ein Präjubiz zu 


ſchaffen. Wenn dies aber der Fall tit, fo kann der einma richtige 
Weg nur der ſein, nicht etwa auf zukünftige Beſchlüſſe einer 
Kriminalprozeßordnung oder g auch Verſaſſungsänderung zu vers 
weiſen, ſondern fofort den Abg. Majunke zu reklamiren. Wenn dies 
der Reichslas entſchieden ausspricht, fo ſtimme ich dem Abg. Banks 
bei, daß einein ſolchen Beſchluſſe von Seiten der betreffenden Be⸗ 
horde Folge gegeben werden muß. Auch Diejenigen, die aus Ver⸗ 
faſſungsbedenken gegen einen ſolchen Antrag waren, können jetzt un⸗ 
bedenklich dafür ſtimmen, nachdem der Juftizminifter ſelbſt ausbrück⸗ 
lich erklärt hat, er würde einem derartigen Beſchluß des Hauſes Folge 
geben. Bei dieſer Gelegenheit muß ich übrigens erwähnen, daß der 
Abg Molt, der ſich auch unter den Ve: hafteten befindet, aus feinem 
Gefängniß bergus, einen Brief an den Juſtizminiſter gerichtet hat, ihn 
während der Seſſion des Reichstages zu beurlauben, daß dieſer Ane 
trag aber bei dem Jufttaminifter kein Gehör fand. (Hört! links.) Aus 
einem Zeitungsberichte über de Verhandlungen der Budgetkommiſſion 
habe ich erſehen, daß daſelbſt das Verfahren des Staate anwalts Teſſen⸗ 
dorf in dieſer Sache einer ſehr ſcharfen Kritik unterworfen worden ift. 
Ich habe nun gewiß keinen Anlaß, dieſen Herrn Staatsanwalt be⸗ 
ſonders in Schutz zu nehmen; aber der der Eindruck hat ſich mir doch 
aufgedrängt, daß die Abwälzung des Odiums in dieſer Sache auf 
den Staatsanwalt entſchieden ungerechtfertigt iſt Die Anſichten 
der Staatsanwälſe find ja immer nur der Reflex der An 
ſchauungen der maßgebenden Regierungskreiſe. (Sehr wahr! links.) 
Sind doch in einem ſehr kurzen Zeitraum 774 Straf: und Berfol- 
gungsanträge wegen Preßvergehen und Beleidigungen des Reichs⸗ 
kanzlers durch die Preſſe an die Gerichte im deutſchen Reich geſtellt 
worden. (Hört! bört! im Zentrum) Die Staatsanwälte haben immer 
nur das ausgeführt, was die Regierungen eigentlich wünſchen. Der 
Reichskanzler erklärte in der Sitzung vom 30. November, er wünſche, 
datz fein Winkel des öffentlichen Lebens unbeleuchtet bliebe, ihm fet 
jede Kritik wilkommen, wenn fie nur ſachlich fei. Nun, m. H, unter 
dieſen zablloſen Strafanträgen find eine ſehr große Menge, die ſich 
auf rein ſachliche Kritilen beziehen. Es iſt im deutſchen Reiche im 
Augenblick nicht mehr geſtattek, die Aeußerungen großer englischer 
oder amexikaniſcher Blätter über die Lage in Deutſchland wiederzu⸗ 
geben oder rein ſachlich zu krülſiren. Die Befolgung diefes Syſtems 
in Stellung von Strafanträgen hat dahin geführt, daß das eutiche 
Reich nicht mehr berechtigt ift, ſich in die Reihe der germaniſchen 
Staaten von England, Holland, Amerika zu zählen, welche keine 
politiſche Gefangenen und keine Preßvergehen können, ſondern daß wir 
in die Reihe der romaniſchen Staaten eingetreten find, bei denen 
politiſche Prozeſſe zur Tagedordnung gehören. Ich bitte Sie, meinen 
Antrag anzunehmen, wenn Sie nicht wollen, daß dieſe Sache, die mit 
ſolcher Einmüthigkeit begonnen wurde, gänzlich ins Waſſer fällt. 

Aba. Laster: Mine Anſicht, von der ich allerdings meine, daß 
fie die Minterbeit im Haufe für ſich hat, geht dabin, daß die Verbaf⸗ 
tung des Abg. Majunke dem Abſatz 1. des Art. 31. der Verfaſſung 
widerſpricht. Zuvörderſt will ich aber bemerken, daß die Anſicht des 
Juſtizminiſters, ein Aufſchub der Strafvollfiredung fei ein Gnadenakt 
von ihm, nicht richtig tft. Meines Erachtens iſt der Juſtizwiniſter 
überhaupt keine JE für Gnadenertheilung, außer in denjenigen 
Fällen, in welchen die Begnadigung etwa ausdriiditd delezirt wäre, 
wie dieſe bei gewiſſen Fällen B. bei der Kontravention gegen die 
Stempelgeſetze dem Finanzminiſter delegirt iſt. Höchſtens würde alſo 
der Juſtizminiſſer unter feiner Verankwortlichkeit den Fall vor Seine 
Majeſtät den König bringen und deſſen Entſcheidung exkrahiren kön⸗ 
nen. Im amtlichen Juſtizmintſterialblatt von 1854 S. 3 3 heißt es: 
„Die Ausſetzung und Unterbrechung erkannter Strafen ift kein Theil 
des Begnadigungsrechts. Die Strafe wird nicht erlaſſen, fie bleibt 
unverändert und es handelt ſich nur darum, die Nachtheile abzuwen⸗ 
den, welche aus der ſofortigen oder aus der unterbrochenen Voll⸗ 
ſtreckung der Strafe entſtehen würden. Die Befugniß zur Bewilli⸗ 
gung eines Auſſchuhs der Strafvollſtreckung erſcheint als ein Aue fluß 
der dem Juſtizminiſter zuſtehenden oberſten Auſſicht über die Krimi⸗ 
nalrechtspflege (hört!) iſt jedoch zum Theil den Gerichts behörden 
übertragen.“ — Das fteht in direktem Widerſpruche mit den Worten 
des Juſtizminiſters! In der weiteren Erläu erung der Grundfige 
heißt es dann, daß bei Geſuchen um Ausſetzung der Strafvoll⸗ 
ftredung auf längere Zeit der Juſtizminiſter befragt werden muß. 
Man erſieht Daraus, daß die Ausfegung der Strafhaft vom Juſtiz⸗ 
miniſter nicht als Gnadeninſtanz, ſondern als oderſte Juflanz 
für die Juſtipflege wahrgenommen wird — Der Herr Jufliz⸗ 
miniſter bebauptet nun, mur dann eine Entſcheidung treffen zu 
lönnen, wenn ein Antrag an ihn gelangt. Wenn dies richtig 
wäre, wenn ein in techniſcher Beziehung formaler Antrag vorliegen 
müßte, fo müßte jeder Dritte eine ausdrückliche Vollmacht beibringen, 
wenn auf ſeinen Antrag ſollte eingegangen werden können. In der 
Juſtizprax.s aber kommt es häufig genug vor, daß Dritte Geſuche 
einreichen und daß in Folge deſſen die Sache zur Kognition kommt 
und unter Umſtänden aud Ausſetzung der Strafrollſtreckung eintritt. 
Bon einem förmlichen Antrage iſt alſo nicht die Rede und ich muß 
konſtatiren, daß der Juſtizminiſter ſchon feine Geneigtheit zu erkennen 
gegeben, auf etwa zu feiner Kognition kommenden Wunſch des Hautes 
zu überleyen, ob aus öffentlichen Verhältniſſen des Verhafteten die 
Freilaſſung oder der Auſſchub der Strafpollſtreckang erfolgen könne. 
Darüber, es cine Freilaſſung des verhafteten ReihStagsmitglieves 
gegen deſſen Willen abſolut unzulä fig ift, darüber berrſcht freilich gar 
feine, . Ferner, m H., muß ich noch die that⸗ 
ſächlichen Verhältniſſe etwas rich ig ſtellen. Der Fall lag nicht fo, 
daß eine Verhaftung erfolgt iſt auf Grund des ſtadtgerichtlichen Er⸗ 
keuntniſſes, ſondern die Sachlage ift folgende: Kurz ehe der Reichs tag 
eröffnet wurde, wurde ein Haftbefehl gegen Herrn Majunke erlaſſen, 
der bei E öffnung des Reichstages an das Stadtgericht zurückgelangte 
vermuthlich, weil die ausführende Behörde verfaſſungsmäßige Beden⸗ 
ken gegen die Verfügung hatte. Darauf hat das Stadtgericht dieſe 
ver faſſungsmäßigen Bedenken getheilt, alſo die Verhaftung für unzu⸗ 
läſſig erklärt und die Sache in feinen Akten behalten. Der Staatée 
anwalt aber erhob eine Beſchwerde beim Kammergericht und daß ift 
ohne Zweifel eine Initiative des Staatsanwalts. Sodann möchte id 
die geſetzliche Lage noch nach einer anderen Seile bin betrachten. Ich 
zweifle nicht, daß der Herr Juſtizminiſter in feiner Tendenz, ich der 


Rechtspflege ſo fern wie möglich zu halten von uns nur beſtärkt wer 
den wird. Aber der Herr Juflizminifter hat es nicht blos mit Recht N 
ſprechenden Gerichten zu thun, er iſt auch ein politiſcher Mann und 


muß aus Gründen der Politik gar oft Direktiven geben, wo das Ger e. 1 
ſetz ihn verpflichtet, dies zu thun. Es iſt ferner geſagt worden, bok 23 
die Strafvollſtreckung an ſich ein fo großes Juſtizintereſſe fet, da auch 
man Bedenken tragen ſollte, aus politiſchen Gründen in dieſes Zuflie ußiſe 
intereſſe einzugreifen. Ich erachte es aber nicht für richtig, daß die rafa: 
Juſtiz ein Iniereſſe habe, ob eine Strafe beute oder fpäter vollitredt Piro m 
werde. Die Heiligkeit der Rechtspflege verlangt nur, daß das Er⸗ oft b 
kenntniß überhaupt vollſtreckt werde. Wenn das Erfenntnig nicht zu eir 
heilig iſt, um wegen einer Kartoffelernte ausgeſetzt zu werden, fo iſt es am vo 
auch nicht zu heilig, wenn die Vollſtreckung in dieſem Falle aufgeſchoben P erſpre 
wird für eine Anzahl von Wochen oder Tagen. : inen ¢ 
Nun komme ich zu der Ausführung, weshalb ich der Meinung a Ze 
bin, daß Abſatz 1 des Art. 31 der Verfaſſung feinem Inbalte nach Joch ve 
auch die Strafhaft hat ausſchließen wollen. Die Nichtvollſtreckung 138 fiir 
einer Strafhaft ijt kein Plus von Privilegien gegen die Nichtvon?⸗ en Ww 
ſtreckung einer Unierſuchungshaft, ſondern vielmehr ein Mi⸗ | i enti 
nus. (Sehr richtig!) Außerdem ſubſummire ich den Aufſchub der 
Vollſtreckungshaft überhaupt nicht unter die Katagorie der Privilegien. ag L 
Es iſt auf die Vorgeſchichte des Art. 31 eingegangen worden. ech 
meine aber, daß die Worte, welche feiner Zeit der Abgeordnete Lette üfen, 
geſprochen hat, das Haus gar nicht engagiren konnten, welches gewiß rgel. 
die Abſicht gehabt hat, den Wortlaut ver preußiſchen Verfaſſung hier⸗ traf! 
her zu übertragen, Aus der Vorgeſchichte der letzteren ergiebt ſich af, m 
aber, daß fäumtliche damals betheiligten Redner und Kommiſſionen Fon 
ſich des Unterſchiedes zwiſchen Strafhaft und Vollſtreckungs haft rs 
nicht bewußt geworden find. In dem Bericht der zweiten preußi⸗ PBmed: 
ſchen Kammerzziſt ausdrücklich mitgetheilt, die Regierung habe cht ¢ 
einen Wortlaut beantragt, welcher, wenn er angenommen worden Straf 
wäre, die Strafhaft gewiß ausgeſchloſſen haben würde, fo daß er de 
alſo auch dort dieſer Unterſchied gar nicht zum 1 ge⸗ de 
kommen zu fein ſcheint. Ueberdies hat 1818 die belgiſche Verfaſſung 8 R 
als Vorbild vorgeſchwebt, die deutlich genug gegen die Vollſtreckung mäßig 
der Strafhaft gefaßt iſt. Darauf lege ich indeß fein beſonderes Gee P Meat e 
wicht. Mehr Gewicht lege ich darauf, daß damals die preußiſche Bere eller 
faffung verhandelt worden iſt auf der Grundlage der damaligen fehler 
deutſchen Verfaſſungen. Wer den urſprünglichen Entwerfer aller der E 
damgligen hier beſprochenen Anträze kennt und den Namen Waldeck würde 
damit in Verbindung bringt, der wird mir zugeſtehen, daß ſchwerlich A 
die Abſicht vorgelegen haben kann, man habe der preußiſchen Bere daß re 
laſſung einen Wortlaut geben wollen, der den Schutz des Hauſes gegen nicht e 
das beſchränken fol, was damals allgemeine Meinung und gültiges der A 
Verfaſſangsrecht geweſen if. Zacharige ſtellt als zweiffellos feſt, daß nas 
die Vollſtreckung der Strafhaft obne Genehmigung der Parlaments- ftty 
lörper nicht geſtattet fet nach der Vorſchrift der deutſchen Berfaffung. | ordre 
Auch dieſe Autorität wäre für mich noch nicht entſcheidend; es 11 
kommt allerdings auch auf den Wortlaut an. Für jeden, der mit Nhe 
dem Redigiren von Geſetzen umzugehen pflegt, iſt es ganz ilar, daß * * 
der Wortlant die Verhaftung ganz allgemein in ſich begriffen hätte, und 
weun er wie folgt lautete: „Ohne Genehmigung des Reichstags kann ug. 
kein Mitglied deſſelben während der Sitzungsperiode wegen einer mit wobl 
Strafe bedrohten Handlung verhaftet werden, außer, wenn er bei Artite 
Ausübung der That oder im Laufe des le Tages er⸗ gegen 
griffen wird.“ Nun aber hatte man damals Erw ‚gungen angeſtellt, fon 1 
daß der Schutz gegen Verhaftung noch nicht genitge, fondern auch ten fı 
noch ein Schutz gegen Unterſuchung nothwendig fet, und um recht vor⸗ wir « 
ſichtig zu fein, hatte man die Worte „zur Unterſuchung gezogen oder“ dan 
eingeſchaltet und dadurch iſt eben dieſer dunkle Wortlaut gekommen. Sten 
Ich berufe mich darauf, daß die Allermeiſten, welche bisher die Vers Sch 
faſſung gelefen batten, immer der Meinung waren, es fet eine ſolche 
Haft ohne Zuſtimmung des Reichstages nicht zuläſſig. Uebrigens icht 
liegt nicht nur bei dem Abg. Liebknecht ein Präzedenzfall vor, daß gegen 
eine Strafvollſtreckung während der Reichstagsſeſſion nicht ausgeübt qe 
worden ift, fondern auch bei dem Abg. Moſt, Sonnemann, Dunder ac. gezen 
Nun aber muß ich offen bekennen, daß ich die rechtmäßigen Zweifel fu 
ber anderen Seite nach dem Wortlaut anerkennen muß. Hätte der! 
Fall fo gelegen, daß wir einfach hätten fag“ önnen, eS ist sia mage en 
ne tee, Den Sinn des Art. 31 binweaynfommen, fo würde tb mich 
e , Cm fSemlichen Antrag i 1 
gegen die Gerichte. Als das Obertribunal gegen io do tans 
laut der Verfaffung die Redefreiheit, wie das Abgeordnetenhaus ane und 
nahm, zu beſchränken fivebte, nahm das Haus keinen Anſtand, die ins En 
nere Unpültigfeit des Erfenntniffes zu deklariren. Dieſe fehr ſchneie J ed 
dige Waffe iſt aber heute zerbrochen, weil von allen Seiten des Hauſe⸗ Aae 
Stimmen gekommen find, die den Art. 31 anders als ich auslegen, und jede 
mit einer ſolchen Thatfadhe muß ich rechten. Wie ift der Verlauf in erfte! 
der Kommiſſion geweſen? Die eigentliche Stimmung des Hauſes. eit. 
daß Derartiges während der Seſſion nicht vorkommen dürfe, hat fid min 
im erften e ausgedrückt. Alle anderen Anträge aber, wolche lere 
ſpeziell im Fall Majunke Remedur ſchaffen wollten, haben keine Ma⸗ erf 
jorität gefunden. Die Rechtsfrage: wollten die Mitglieder des Zertrums bileg 
und der Fortſchrittspartei nicht außer Acht laſſen und des halb ſtimm⸗ darf 
ten ſie in der Kommiſſion gegen denſelben Antrag, den beute Herr Matr 
Windtberſt eingebracht hat. Dieſe Stellung war ganz richtig, denn tech! 
ohne recdttide Begründung kommt man zu demſelben Antrag, den ‘ 
die Sozialdemokraten im Anfange der Seſſion eingebracht haben A 
d. b. zu einem Gnadengeſuche. Wir haben aber gar keinen Rechts⸗ oH 
titel, Gnadengeſuche folder Art direkt oder indirekt an den Gufliyminte aach 
fier einzureichen, gleichviel ob es in der Einleitung heißt: wir er⸗ Ich 
ſuchen oder wir fordern. Deshalb bin ich, ehe nicht klar geſtellt ft 


ift, daß aus Art. 31 Abſ. 1 uns ein Recht der Einſprache zuſteht, nicht 4 
in der Lage, für einen der Anträge zu ſtimmen, welcher die Entlaſſung u 
des Abg. Deojunte wünſcht. Denn wird dieſem Antrage nicht ſtatk⸗ in 
gegeben, ſtecken wir dann die Ohrfeige in die Taſche oder führen wir 
den Konflikt weiter? Dieſen Konflikt würde ich nicht ſcheuen aufn⸗ n 
nehmen, wenn das Haus die Rechtefrage in meinem Sinne mit großer 
Mojeritát enıfhieden hätte, fo wie ich es 1866 gethan in Benehung or 
auf die Redefreiheit bes Abgeordnetenhauſes, aber einen Antrag ane 

nehmen, den der eine als Gnadengeſuch, der andere als Rechtsforde⸗ 9 
rung annimmt — das geht nicht an! — Der Redner fhiiekt mit einer n 
entſchiedenen Parteinahme für die Refolution v. Hoverbed’s, während m 
er eingeſtebt, ſich gegenüber der motivirten Tagesordnung Becker's in rt 
einer peinlichen Lage zu befinden Daß dieſelbe freilich nicht dazu bes ri 
fimmt iſt, eine ſpaniſche Wand für Ausflüchte zu fein, dafür bürgt der ti, 
Name des Antragſtellers. 1 


Bundesbevollmächtigter Leonhardt: Der Vorredner hat mich ati 
doch ſehr migverftanden, wenn er meint, daß ich ausgeſprochen hätte, 
ich enthalte mich der Einmiſchung der Strafrechtepflege nach allen 1 
Richtungen hin. Was ich nicht thue, iſt allein, daß ich mich nicht 
einmiſche in die Behandlung eines einzelnen Strafrechtsfalles. Der eri 
Juſtizminiſter hat auch eine politiſche Aufgabe; aber die bexeht ſich 
wabrlich nicht darauf, daß er ſich in einzelne Strafrechtsfälle ein 
miſcht. Für die Behandlung der einzelnen Fälle da ſoll Ge⸗ ye 
rechtigkeit berrichen und nicht Politik. Nur ein Juſtizminiſter, der 
ſich auf dieſen Standpunkt ſtellt, kann darauf rechnen, daß der Sufi 
verwaltung das Vertrauen des Landes entocgengetragen werde. Es 
der Juſlizminiſter kein Begna⸗ 
traferlaſſes, der allein dem Kalſer 


iſt ferner allerdings richtig, Da 

digungsrecht hat im Sinne eines 

zuſteht, daß er ferner einen Gnadenakt nur inſoweit vornehmen 
darf, als er von der böchſten Bebörde dazu autoriſirt wird; aber die 
bier in Rede ſtehende mit 0 des Juſtüminiſters, die Strafe aude 4 
zuſetzen, die berubt eben auf Allerhöchſter Ordre. — Es ift ferner un⸗ 
richtig, daß die Initiative der Strafvollſtreckung in dem vorliegenden 
Falle von dem Staatsanwalt ausgegangen ſei; ſie ping. bon den Ger 
richten aus und erſt ſpäter, als der zu Verhaftende in Berlin nicht zu 9 
finden war, nahm der Staatsanwalt die Sache in die Hand und das k 
war-fein Recht und feine Pflicht und ich kann ihn deshalb nicht tas ͤ⸗ 
deln. Ich bemerke hierbei, daß mir von dem 2 was der Abg. l 
Sonnemann anführte, in der Kommiſſion fet die Sade auf den 4 
Staatsanwalt absewälz, nichts bekannt ift. Wäre das in der Kom⸗ 
miffion geſchehen, fo hätte ich entſchieden dagegen Widerspruch erho⸗ 
ben. Der Abg. Sonnemann ſcheint anzunehmen, daß ich mich über 


un wud Den Antrag Windhorſt günſtiger ausgeſprochen, als dies 
ich lich der Fall it. Ich ſagte nur, man könnte möglicher Weiſe 
en Antrag eingehen; ich habe ausdrücklich erklärt, die Sache 
e, we nn der Antrag an den Juflizminiſter komme, erwozen mer: 
i und da wird gar mancherlei zu erwägen fein, unter Anderen z. 
auch, aus welchen Gründen der Herr Majunke latitirt hat. Der 
Fußiſche Yuftigminifter hat darauf zu achten, daß rechtskräftige 
Ptrafurt heile zur Vollreckung gelangen und daß kein Spiel getrieben 
Bird mit Gerichten, mit Recht und Geſetz. Was den Fall des Abg. 
oft betrifft, fo erinnere ich mich allerdings, daß ein derartizes Ge⸗ 
Ich einge gangen iſt; daſſelbe iſt vom Juſtizminiſter an die Gerichte 
im vorſchriftsmäßigen Beſcheide gelanzt. Das möchte ich doch nicht 
ſerſprechen, daß der preußiſche Juſtizminiſter von feiner Befugniß 
inen Gebrauch dann machen ſollte, wean ein a 
Mr Zeit einer beginnenden Seſſion ſich in Haft befindet. Ja müſſen 
doch verſchiene Erwägungen Platz greifen; und in dieſer Beziehung iſt 
für den Juſtizminiſter gewiß von großer Bedeutung, ob das Haus 
en Wunſch zu erkennen giebt, daß ein Abgeordneter aus der Haft 
u entlaſſen fet oder nicht. — : $ 
Abg. Schwarze: Als meine politiihen Freunde und ich den An- 
rag Lasker unterſchrieben, trugen wir nur der Wichtigkeit des Falles 
Rechnung, indem wir meinten, es fet wohl Aufgabe des Hauſes, zu 
rufen, ob in dieſem Falle eine Verletzung der Privilegien des Hauſes 
Morgelommen fet. Wir waren der Meinung, daß der Artikel 31 die 
Strafbaft nicht betrifft. Ich fordere jeden Richter und jeden Praktiker 
uf, mir zu widerſprechen, wenn ich behaupte, daß, wo in der Prozeß⸗ 
Irdnung geſprochen wird von Verhaftungen, hierunter nicht die Haft 
Mir Strafvolfiredung zu verſtehen iff, ſondern nur die Haft zum 
PBwede der Unterſuchung und des Strafverfahrens. Es hat aber gar 
cht ausgeſprochen werden follen, daß die Abgeordneten vor einer 
Strafoolitredung geſchützt werden müſſen. Unter allen Anträgen iſt 
zer des Abg. v. Hoverbeck allein annehmbar: ich erkläre mich aber ge⸗ 
gen denfelben (Heiterkeit), weil ich der Meinung bin, daß in Art 31 
das Richtige getroffen iſt, daß eine Ausdehnung deſſelben nicht zweck⸗ 
mäßig iſt. In den Anträgen der Abag. Sonnemann und Windthorſt 
legt cin. Schädigung des richterlichen Anſehens, ohne daß die Antrag⸗ 
teller es beabſichtigten. Ich kann Ihnen nur den Antrag Becker ems 
Pieblen. y 
13 bein Antrag auf Vertagung wird abgelehnt. 

würde eine Abendſitzung zur Folge haben. 

: bg. Gneiſt: Die preußiſche Kriminolprozeßordnung beſtimmt, 
bag rechtskeäftige Urtheile unverzüglich zu vollſtrecken ſeien, wenn 
iſtirungsgrund vorhanden iſt Die Befugniß 


' 
' 
' 
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weer ee: 


Seine Annahme 


CSR TIES (PHO 


n nicht ein geſetzlicher : D 5 \ 
er Ausſetzung der Strafhaft iſt immer als ein Theil des Begnadi⸗ 

gungsrechts angeſehen und aus leicht erſichtlichen Gründen auf den 
3° Juſtizminiſter — o worden und zwar vermittelſt der Kabinets⸗ 
g. p ordre vom 26. Juni 1834. Im Wege der Reſolution kann in dieſem 


Falle nicht geholfen werden, ſondern nur durch eine Ver⸗ 


aſſungs änderung. Git denn aber Ausſicht vorhanden, für eine 


E Fisige die Zuſtimmung der Regierung zu erhalten? Der Zuftand 
y der Materialien zu Art. 31 zeugt von großer Vermorrenbeit 
Ce und Unklarheit, die Redner ſprechen immer von Haft, kein 
r. r von Strafvollſtreckung, aber ihre Motive paſſen fo: 


Bei der Annahme des 


mat e 
sch yu dem einen Wie zu Dem anderen. 
des Hauſes, Schutz 


Artikels ſprach man von Volzäbligkeit 


1. J egen politische Prozeſſe; das find alles deutſche Ideen von der Crem 
& Mon vom gemeinen Recht, die man mit den Freiheits⸗ und Ehrenrech⸗ 
— ten ſolcher Verſammlungen, wie der Reichstag iſt, verſchmolz. Was 
yo Wir aber aus fremden Verfaſſungen übernommen haben, berubt auf 
n. n anderer Grundlage. Man ging in England davon aus, daß alle 
ve daa sbürger unter den Gerichten ſtänden; der Schutz, der in einem 
de chen Artitel lag, bezog ſich nur auf Dinge untergeordneter Art. 
ag Der Civilarreſt und auch die Unterſuchungshaft konnte auf Grund 


leichtfertiger Anſchuldigungen und Vorwände ſehr leicht eintreten; nur 
gegen ſolche kleinliche Beläſtigungen ſollten die Abgeordneten geſchützt 
Werden. Gegen eine förmliche Verſetzung in den Anklageſtand oder 
gegen ein Strafurtócil bat man mir ein Privitegium aufzurichten 
beeſucht. Die Verhaftang auf Grund eines gerichtlichen Urtheils er⸗ 
i weder in England in Amerika Aufſehen; im Senke), 
mm giaubt, daß Pariachentsmitglieder das Beiſpiel einer Un⸗ 
wer fung Bist Das = zu geben el Bei a. find 77 Bar. 
o = en on bedeutend itert worden, die * 2 
„ ber pre vo bavin hren, me alt Shoo Mitglieder LE Abe 

Wed Ständeveriammlungen von der Strafvollſtreckung zu eximi 
ten, die gewählten Mitgtieder auf eine Legislatuxperiode, die 500 Mit⸗ 
glieder der erſten Kammern aber auf Lebenszeit oder ſogar erblich. 
Mafere Juriſten und Politiker werden ſich hoffentlich überzeugen, daß 
ede Exemtion der Abgeordneten von einem Gerichtsſpruch mit den 
rſten Grundſätzen parlamentariſcher Regierung unvereinbar iſt. In 
weiteren Kreiſen der öffentlichen Meinung aber wird man ſich ſagen 
müſſen, daß in unſerem heutigen Staate, in welchem die böchſten Res 
Ferse des Reichs und des Landes, die dem Throne nächſt ſtehenden 

erſonen leinen Schutz gegen Gerichtsurtheile finden, ein ſolches Pri⸗ 
Baum auch für 


Parlamentsmitglicder nicht mehr geſchaffen werden 


f. Ich beantrage daher, unter Ablehnung aller präjudizirenden 

pb 3 AR Ma freien Lauf zu laſſen. (L bhafter Beifall 
echte; é ' 

den Abg. v. Hover bed: Die Konſequenz der eben gebörten Rede 

sige nicht, daß wir es beim Alten laſſen ſondern vielmehr, daß wir den 

ini⸗ Artikel 31 gan aufheben und damit die Abgeordneten ſchutzlos laſſen 

Gud gegen die allertendenziöfente Verfolgung (Sehr wahr!, linke.) 

5 ch könnte auch damit einverſtanden ſein, in der Kommiſſion für die 


ſtizgeſetze die Sache zu regeln, wenn ich nicht fürchten müßte, daß 
Abg. Gneift in der Kommiſſion cine ſehr große Role ſpielen wird, 
daß ich an die Refultate der Kommiſſion nur mit Schauern denken 


atte in. (Heiterkeit) Ich bitte Sie, fic) durch die oft wiederholten Bes 
wir nahmen, daß wir die Gerichte reſpektiren follen, ſich nicht irre füh⸗ 
fine n zu laſſen; es handelt ſich nicht um die Gerichte, ſondern um die 
Her rafvollſtreckung, es bandelt ſich um den Schutz der Reichstags⸗Ab⸗ 
ung ordneten gegen die Willkür der Staatsanwälte. (Beifall) 

que Endlich wird die Debatte geſchloſſen und dic von Becker beans 
rbes gte motibirte Tagesordnung in namentlicher Abftims 
inex ng mit 158 gegen 151 Stimmen abgelehnt. (Für den Antrag 
end minten faft ausnahmslos die Nationalliberalen, die deutſche Reichs⸗ 
uin riet und die Sonferdativen, dagegen das Zentrum und die Forts 
bes xittepartei. albo: Laster enthält fic der Abſtimmung, desgleichen 
der tiger (Hadersleben). Nicht geringe Heiterleit erregt es, daß der 

chriſtfübrer auch den aus bekannten Gründen abweſenden Abg. Ma⸗ 

nich ale zur Abſtimmung aufruft. 5 

itte, Der Antrag Ban18 wird ebenfalls abgelehnt, dagegen die Re⸗ 
er blution von Hoverbeck's gegen eine ſehr ſtarke Minorität 
cht ngenommen. Die Anträge Sonnemann und Windthorſt 
Der erden ebenfalls abgelehnt. 

ſich Schluß 5 Uhr. Nächſte Sitzung Donnerſtag 11 Ubr. (Reſt der 
ein⸗ tigen Tagesordnung. Der Pröſident zeigt an, daß von morgen ab 
Ge⸗ gelmäßige Abendſitzungen ftattfinden werden.) 

der 

ft > R 

N Brief- und Zeitungsberichte. 

Mer ‘ Berlin, 16. Dezember. 
mes E Eines der in Rom erſcheinenden päpftlihen Organe, der 
> Merbatore Romano“, beſpricht die Aufhebung der diplomatiſchen 


* ttretung Deutſchlands am päpſtlichen Hofe in einer fo ges 


nden inen Weiſe, daß daraus am klarſten hervorgeht, wie tief der Schlag 
Ge⸗ Vatikan empfunden wird. Der Artikel beginnt: „Mehrmals haben 
638 t Zeitungen die Notiz gebracht, daß Fürſt Bismarck vom de irium 
t tae mens gequält werde. Jetzt kann kein Zweifel mehr obwalten, daß 
Abg. an Deltrium leidet; das beweiſen die Worte, welche er in der 
i > WhStags - Sigung ausgeſprochen hat.“ 

— — Bonn, 11. Dezbr. Die hiefige „katholiſche Bank“ hat ihre 
über bis auf einen kleinen Theil glücklich untergebracht und das gott⸗ 


gefällige Geſchäſt wird demnächſt wohl beginnen. Die ausgegebenen 
Statuten ſehen allerdings nicht danach aus, als ob die frommen 
Gründer die Whficht hätten, ohne genügende Garantien dem „Herrn 
viel zu leihen“, d. h. „den Armen“ Darlehen zu geben. Die Rechte, 
welche ſich die Herren Unternehmer vorbehalten, ſind ganz enorm. 
Ueber die Zinſen⸗ und Dividenden⸗Entrichtung werden einige verklou⸗ 
ſelirte Angaben gemacht, liber die Zinſen⸗Nahme wird klug geſchwie⸗ 
gen. Wie „unabhängig“ die katholiſchen Mitbrüder durch die Bethei⸗ 
ligung an dem projektirten Unternehmen werden, wird ihnen gewiß 
bald klar, meint das „Frkf. J.“ 

Aus Baden, 13. Dezember. Die Zeit, in welcher der Nuntius 
Meglia ſeine berufene Aeußerung über die „Revolution“ gethan, 
wird ſich durch folgendes Moment ſicherſtellen laſſen. Der württem⸗ 
bergiſche Diplomat, welcher in Abweſenheit des Geſandten, Grafen 
v. Degenfeld, die bezügliche Unterredung mit dem päpſtlichen Würden⸗ 
träger halte, der damalige Legations⸗Sekretär v. pd gi 
wurde am 26. November 1868 zum Geſchäftsträger Württembergs in 
Karlsruhe ernannt; das Geſpräch muß alſo vor dieſer Zeit ſtattge⸗ 
funden haben, und der 8. Oktober 1868, wird wohl der richtige Tag 
ſein. Die ultramontane „Freie Stimme“ bemerkt zu der Aeußerung 
Meglia's: „Hat der Prälat das wirklich geſagt, fo hat er damit 
eine Meinung ausgedrückt, die vielfach getheilt wird.” (Auch das 
„Bayr. Vaterl.“ plawirt für die Richtigkeit des von Meglia ausge⸗ 
ſprochenen Gedankens). 


Stuttgart, 13. Dezember. Der bieſige Rechtsanwalt Probſt, 
der politiſche Führer unſerer Ultramontanen, ehemals Reichstagsmit⸗ 
glied, hat vor einiger Zeit das württembergiſche Miniſterium des 
Innern um die Erlaubniß gebeten, eine allgemeine Hauskollekte 
zu Gunſten des Mallinckrodt⸗Denkmals veranſtalten zu dürfen. 
Der Miniſter des Innern hat dieſe Erlaubniß verſagt, und zwar 
auf Grund eines Gutachtens des finttaarter Gemeinderathes, worin 
ausgeführt war, daß bei der bekannten Rolle, welche Mallinckrodt im 
öffentlichen Leben geſpielt, eine ſolche Sammlung nur als eine Partei⸗ 
Demonſtration betrachtet werden könne, die geeignet wäre, den inneren 
Frieden zu ſtören. 


Lokales und Peovinztelles. 


Voſen, 17. Dezember. 

r. Regierungspräſident Steinmann traf geſtern hier von 
Berlin ein, um den Umzug ſeiner Familie nach Arnsberg zu bewerk⸗ 
ſtelligen. 

— Betreffend die Vertretung von Geiſtlichen in frem, 
den Parochien hat das königl. Konſiſtorium der Provinz Poſen 
folgende beachtenswerthe Bekanntmachung erlaſſen: „Zur Beſeitigung 
von Bedenken, welche uns bezüglich der Anwendung des § 2 des Ge⸗ 
bes vom 11. Mai 1873 auf die Vertretungen der Herren Geiſtlichen 
in fremden Parochien vorgetragen worden find, machen wir darauf 
aufmerkſam, daß ſich dieſe Beſtimmung, ebenſo wie die Strafvorſchrift 


des $ 2 dieſes Geſetzes, auf die von uns berufenen oder beſtätigten 
Herren Geiſtlichen oder Pfarrverweſer nicht bezieht, weil nach $ 28 
dieſes Geſetzes das Einſpruchsrecht des Staates in den Fällen nicht 


ſtattfindet, in welchen die Anſtellung der Geiſtlichen durch Behörden 
erfolgt, deren Mitglieder ſämmtlich vom Könige ernannt werden.“ 
— Betreffend die anderweite Abgrenzung der evangeli, 


ſchen Diözeſen Poſen 1, Krotoſchin und Schrimm und 


deren Verwaltung enthält das neueſte „Kirchliche Am tsblatt des kgl. 
Konſiſtoriums der Provinz Pof en“ folgende Bekanntmachung: 
Nachdem der changelifhe Ober⸗Kirchenralh im Einverſtändniß 
mit dem Berge Minifice dex gciſtl. Anselegenh. die nothwendig gewor⸗ 
ene anderweite Abgrenzung der Poco Poſen J., Krotoſchin und 
Schrimm durch Ueber weiſung der Parochieen Bnin und Schroda von 
der Dibzeſe Strimm zu der Didgefe Bolen, und der Parodie Borek 
von der Dißzeſe Kro oſchin, ſowie der Parochie Miloslaw von der 
Didxfe Poſen I. zur Diözeſe Schrimm genehmigt hat, werden fortan 
gehören: 1 zur Diözeſe Poſen J. unter der bisberigen Verwaltung 
des Herru Superintendenten $ [ette zu Poſen die 10 Parock ien Bnin, 
Exmpin, Koſtrzyn, Krosno, Nekla⸗Hauland, Poſen, Pudewitz, Schroda, 
Schwerſenz und Wreſchen; 2. zur Dibzeſe Schrimm unter der Ver⸗ 
waltung des Herrn Superintendenten Eſche in Borek, welcher von 
der Verwaltung der Superintendentur Krotoſchin entbunden und zum 
Superintendenten der Diözeſe Schrimm ernannt ift, die 10 Parochien: 
Boref, Breitenfeld, Jarotſchin, Miloslaw. Neuftadt a. W., Pleſchen, 
Santomiſchel, Schrimm, Sobolka und ions; und 3. zur Dibrefe 
Kroto fain unter der interimiflifhen Verwaltung des Herrn Pfar⸗ 
rers Auſt zu Dobrzyca die 6 Parochieen Dobrzyca, Kobylin, Koſchmin, 
Krotoſchin, Pogorzelle und Zduny. 
— In Sachen des geheimen päpſtlichen Delegaten wurde am 10. 
d. der Dekan von Milo law, Propſt Kasprowiez in Biechowo, 
von dem Kreisgericht in Wreſchen zum zweiten Male gerichtlich ver⸗ 
nommen. Der Dekan erklärte unter Berufung auf die Kriminalord- 
nung zu einer ſolchen Ausſage nicht angehalten werden zu können, 
wenn die Befürchtung vorliegt, daß ſie für ihn oder eine dritte Perſon 
achtheilige Folzen haben könnte. Die Annahme fet möglich, daß der 
eſuchte Delegat der Inquirirte ſelbſt iſt und in dieſem Falle wäre er 
gezwungen, gegen ſich ſelbſt zu zeugen. In anderem Falle würde er 
aber der Perſon, welche vom Papſte die Gewalt erhalten habe, ſchaden, 
indem dieſe auf Grund der Maigeſetze zur Rechenſchaft gezogen werden 
würde. In Folge dieſes Zeugniſſes würde er der excommunicatio 
major, die dem Papſte reſervirt iſt, verfallen. „Dieſe Ausführungen“, 
ſchreibt der Kurver Poznalski“, „haben jedoch die wreſchener Richter 
unter denen ſich zwei Katholiten befanden) nicht überzeugt und fie ver⸗ 
urtheilten den Dekan zu einer Geldbuße von 30 Thlr. Der Dekan 
wird gegen dieſes Urtel appelliren.“ 


r. Für die Poſen⸗Kreuzburger Bahn kamen i 

: 2 geſtern Vormittag 
auf dem hieſigen Zentralbahnhof 6 Yo i ’ 
aut Or inenfabeit (Berlin) an. f fomotiven aus der Wöhler'ſchen 

r. Verſpätungen. Der Perſonenzug von Breslau, welcher ge: 
ſtern 3 Uhr 39 Minuten Nachmittags hier eintreffen ſollte, kam 955 
Minuten ſpäter an, und ging in Folge auch der Zug nach Gneſen 
nicht 4 Uhr 10 Min,, ſondern erſt um 5 Uhr ab. Der gemiſchte Zug 
ani Be: nde» fer e ſollte, 8 a 117 

muten, un erſo entſchen, welcher ſon r 
58 Min. Nachmittags eintrifft, um 17 Minuten. “y a : l 

r. Die ac ai mbr wird bekanntlich als Gemeindeſteuer in 
derſelben Weiſe, wie fie bisher vom Staate erhoben wurde, einſchließ⸗ 
lich des bisherigen Gemeindezuſchlages von 50 pCt., auf die Dauer 
von 3 Jahren vom 1. Januar 1875 ab von der Stadt Bofen beibe⸗ 
halten werden. Die Verwaltung dieſer Steuereinſtiehung wird dem 
Staate gegen einen Prozentſatz Übertragen werden, welcher auf 12 pCt. 
von Stadt und Staat vereinbart worden iſt. 

r. Eine Stipendienftiftung. Aus Anlaß der Geburt des 
erften Sohnes des Kronprinzen 1. J. 1859 wurde von den bieſigen 
ſtädtiſchen Behörden beſchloſſen, die Summe von 1000 Thlr. zue 
Gründung einer n auszuſetzen, aus welcher frühere 
Schüler der hieſigen Realſchule behufs Fort hun ihrer Studien auf 
böheren Lehranflalten (Akademieen ꝛc.) nnterftligt werden follten; auch 
wurde dam als der Beſchluß gefaßt, Sammlungen zu veranſtalten 


durch deren Ergebniß fener Fonds vermehrt werden 88 


Dieſe 
Sammlungen haben dawals nur 80 Thlr. ergeben, welche ſeiſdem 
durch Verzinſung auf ca. Thlr. angewachſen ſind. 


1 Im Laufe 58 
nächſten Jahres follen nunnivir auch die 1000 Thlr. ſcitens der Stadt 
zur Auszablung an den Stipetnienfond gelangen, fo daß derſelbe als» 
dann die Höhe von ca. 11 t haben würde. Stipendien werden 
aus dem Fond wahrſcheinlich erſt dann gewährt werden, wenn ders 
ſelbe durch Verzinſung höher angewechſen fein wird. 

FE: qu Verein Poſener Lehree wird Dr. Landsberger 
einen Gyfius von Vorträgen über Gelumrfeitelehre halten. Dieſer 
Cykius beginnt Freitag, den 18 d. M., ag einem einleitenden Bors 
trage über die Sinne, im Schwerſenzſchen knen Saale. eingeführte 
Nichtmitglieder haben Zutritt. ; 

r. Im Volksgartentheater wurde am Dienflage in diefent 
Winter zum erſten Male der Dampfkönig, oder. Im Reiche Mame 
mons, allegoriſches Zeitgemälde mit A in 5 Aten, aufgeführt. 
Beſonders lebhaften Beifall fand der letzte Akt mit ſeine⸗Chriſtbäumen 
und einem großen, ſigurenreichen lebenden Bilde. 

Zwei Arbeiter aus Jerzyce geriethen mit drei anderen Ure 
britern auf der Kahndorferſtraße in Streit und wurden von Letzteren 
erheblich gemißhandelt. Der eine der Raufbolde iſt verhaftet worden. 


Staats- und Volkswirthſchaft. 
n Köln, 16. Dezbr. Die Betriebseinnahmen der Rheiniſchen 
Eiſenbahn ergaben im Monat November d. J. ein Plus von 60,212 


Thlrn. gegen den entſprechenden Zeitraum des Vorjahres und für die 
elf verfloſſenen Monate dieſes Jahres ein Minus von 137,593 Thlr. 


Vermiſchtes. 


* Boſton, 15. Dezbr. In dem das Zentrum des Handelsverkehrs 
bildenden Stadttheile hat eine bedeutende Feuersbrunſt ſtattgefun⸗ 
N dadurch verurſachte Schaden wird auf 1 Million Dollars 
geſchätzt. 


Brieffaſten. 


A. in K. Bor Baftor S bekundet eine merkwürdige Auffaſſung 
von einer „Betftunde*, wenn er Darin die neuen Staatsgeſetze bes 
mängelt und erklärt, er würde noch weit mehr ſagen, wenn ihm nicht 
die Regierung ein Schloß vor den Mund gelegt! hätte. Wer betet“ 
denn in dieſem Sinne mit dem ver- ſchloſſenen Paſtor? 


Verantwortlicher Redakteur: Ur. Julius Wafner in Boten, 


Bis 11 Uhr Vormittags eingegangene Depeſchen. 
Verſailles, 16 Dezember. Die Nationalverſammlung nahm in 
dritter Berathung den Geſetzentwurf über die Militärdienſipflicht in 
Frankreich geborener Söhne von Ausländern an. Ploeur überreicht 
eine Petition von 62 in Egypten wohnhaften Franzoſen, welche die 
Aufrechthaltung der Kapitulationen verlangt. Die Petitions⸗Kom⸗ 
miffion ſchlägt vor, die Petition dem Miniſter des Auswärtigen zu 
überweiſen. Gambetta unterſtützt den Vorſchlag und beklagt, daß das 
Refultat der Verhandiungen mit Egypten der Verſammlung nicht mit⸗ 
getheilt worden fei. Er fordert die ſchleunige Vertheilung des Gelb⸗ 
buches. Die Petition wird dem auswärtigen Amte überwieſen. 
Henry Martin beantragt die zweite Leſung des Geſetzentwurfs über 
die Freiheit des Unterrichts in den höheren Lehranſtalten nicht morgen 
vorzunehmen, er wolle einen Gegenentwurf einbringen. Die Rechte 
ſtimmt dem nicht bei. Bei der Abſtimmung ergiebt ſich eine unzurei⸗ 
chende Stimmenzahl, da ſich die Linke der Abſtimmung enthalten hat. 


Felegraphiſche Börfenberihte. 


pr. 100 Liter 100 ger pr. Dezember 18912, pr. Ap 
oe 185 Mi Roggen pr. Dezember 52, pr: 


Rúubdl pr. Dezbr. 17%, pr. April⸗Mal 55% 


187 G., pr. San.-Febr. 1000 Kilo netto 
190 B., 189 G., April⸗Mai 1 Kilo — 192 B., = 
Roggen pr. e 1000 Kilo netto 165 B., 164 G., pr. Des 
iember- Jahuar 1 Kilo netto 164 B., 162 G., pr. Jan.⸗Februgr 
1000 Filo netto 162 Br., 161 G., April⸗Mai 1000 Kilo netto 
Br., 153 G. Hafer fet. Gerſte ſtill. Rüböl matt, loco und 
3 ne 56, pr. Mai pr. 200 Bfo. 57. Spiritus leblos, pr. 
ezbr. ’ at-Juni pr. N 
100 pCt. 46 Kaffee ruhig, Umfag 1500 Sad. Pakre 
white loto 10, 70 B., 10,60 G., pr. Dezember 
Gd., pr. Januar⸗März 10, 70 Gd., pr. Aug⸗Dezember 12, 00 
Wetter: Froſt. 
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Febr.⸗März 45, pr. April-Mai 45%, Mat-9 100 L 


a 


„hieſiger loko 6, 25, 


März 18 Mk. 
Rüböl ſtill, loto 9%, pr. Mai 31 Mk. 2) 
Antwerpen Dezember, Nachmittags 4 Uhr 30 5 


Re e «gr REA 
etroleum- Markt ( ußbericht). affinirtes, 
toto 2 bez, u. B., pr. Dezember 26% bz, 26% B., an 1 85 


Br., pr. Februar 27 Br., pr. Januar⸗März 
Mai 280. Roggen 
aps pr. Rrilblobr 


Ys pr. Mai 186. R 
üb ö! loto 32%, pr. Frühjahr 33%, pr. 
e 


er .— tter: Kalt u. Tr 


Paris, 16. Dezember, Nachmittags. (Produktenmarkt.) Weizen 


ruhig, pr. Dezember 25, 50, pr. Januar⸗Febr. 25, 50, pr. Jauuar⸗ 
April 25, 50, März⸗Juni 25, 75. Mebl ruhig, pr. Vite der 53, 50, 
Jan.-Febr. 53, 00, pr. Januar⸗April 53, 00, pr. März⸗Juni 54, 00. 
Rühl weidend, pr. Dez 73, 75, pr. Jan. 74, 75, Jan.⸗April 76, 00, 
pr. Mai⸗Auguſt 77, 50, Spiritus ruhig, pr. Dezember 53, 00, a 
Auguſt 56, 50. — Wetter: —. 

un: 16. Dezember. Robeifen. Mired numbers warrants 


81 Sb 6 d. 
Liverpool, 16. Dezember, Nachmittags. Baumwolle (S 
bericht): Umſatz 14,000 B., davon für Spekulation und Gert 800 


Dalen. Unveränd. Surats matt. Verſchiffungen angeboten, mitun⸗ 


jr Mall er 8 7%, middli kan 7%, fair Dholler 
rlean + middling amerikan air 0 

41%, middl. fair Dhollerah 7 „good middling Dhollerah 4, midi 
Dyollerah 3%, fair Bengal Y, fair Broad 5, new fair Oomre 
5, good fair Domra 5%, fair Madras 4%, fair Pernam 7%, fair 
a ER RR 

o Dezember, Nachmittags. Fremde Zufuhr 
tem Montag: Weizen 9260, Gerfte 4150, Hafer 40,610 see. de 


Der Markt ſchloß für fámmtiide Gekreidearten bet 
Geſchäft ſtetig. — Walker Schneetreiben. eee 


